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Finanzierungsmodelle von Bund und Ländern für Govern-

ment-as-a-Platform 

1. Die DMK bittet den Bund, die notwendigen Voraussetzungen für eine gemein-

same Plattform-Basis der deutschen Verwaltung gemäß folgenden Rahmenbe-

dingungen zu schaffen. 

a. Der Bund stellt den Deutschland-Stack für digitale Verwaltungsverfahren 

bereit. Er stellt sicher, dass der Deutschland Stack der föderal festgeleg-

ten Deutschland-Architektur entspricht. 

b. Den Plattformkern aus essenziellen Basis- und Querschnittsdiensten (wie 

z. B Identität, Kommunikation) erklärt der Bund auf Grundlage der OZG-

Verpflichtungsermächtigung für verbindlich. Dieser kann über offene 

Schnittstellen (API) auch von der mittelbaren Verwaltung und Wirtschaft 

genutzt werden, um digitale Services auf der Basis zu entwickeln und so 

für Wettbewerb und eine bessere Nutzung zu sorgen. Bei der Entwicklung 

sowie vor Änderungen und Weiterentwicklungen des verbindlichen Platt-

formkerns konsultiert der Bund die Länder und verpflichtet sich, deren An-

forderungen in geeigneter Weise in die Gestaltung einzubeziehen. Dies 

hat je nach Ausgestaltung der Mitgestaltungsmöglichkeiten der Länder 
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über die Governance der Deutschland-Architektur oder in einem separa-

ten Verfahren zu erfolgen.  

c. Die investiven und konsumtiven Kosten des verbindlichen Plattformkerns 

werden dauerhaft vom Bund getragen. Dazu muss der verpflichtende 

Plattformkern zeitnah definiert werden.  

d. Der Bund koordiniert die gemeinsame Plattform (Deutschland-Stack) auf 

Basis von Art. 91c Abs. 5 GG. 

e. Der Bund beauftragt und finanziert den Betrieb einer oder weniger zent-

raler Plattformen für Entwicklung und Betrieb digitaler Verwaltungsleistun-

gen auf Basis des Deutschland-Stacks. Mittelfristig sollen die Bedarfsträ-

ger die Services des D-Stacks von privaten und öffentlichen Dienstleistern 

über den Marktplatz aus der Deutschen Verwaltungs-Cloud beziehen kön-

nen.  

 

2. Die DMK bittet den IT-Planungsrat um die Konkretisierung dieses Modells.  

 


